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Demokratie ist mehr als das Volk

Demokratie ist mehr als die blosse Mehrheit des Volkes. Demo-
kratie, das sind Institutionen, die Verfassung, Gesetze – und ein 
respektvolles Ringen um die beste Lösung. Immer mehr Politiker 
sehen das anders. Boris Johnson zum Beispiel, AfD-Politiker in 
Deutschland, Matteo Salvini in Italien und auch manche Politikerin-
nen und Politiker in der Schweiz. Sie verstehen unter Demokratie 
so etwas wie eine Diktatur des Volkes. Sie fügen damit der Demo-
kratie, absurderweise in deren Namen, grossen Schaden zu.

Der britische Premierminister Boris Johnson schäumt: Im Namen des 
Volkes will Johnson den Brexit am 31. Oktober erzwingen – doch die von 
demselben Volk gewählten Parlamentarier halten ihn mit einem Gesetz 
davon ab. Das Gesetz legt fest, dass die Frist für den Brexit um weitere 
drei Monate, bis Ende Januar 2020, verlängert werden muss, wenn bis am 
19. Oktober kein Austrittsabkommen vorliegt, dem das Parlament zuge-
stimmt hat. Mittlerweile hat das Gesetz alle drei Lesungen im Unterhaus 
passiert. 

Boris Johnson war deshalb ausser sich im Unterhaus. «Das ist ein Gesetz-
entwurf, der dazu gemacht ist, das grösste demokratische Abstimmungs-
ergebnis in unserer Geschichte umzudrehen, das Referendum von 2016!», 
rief Johnson den Parlamentariern zu.1 Johnson beruft sich also auf das 
Volk. «Brexit means Brexit» war das Mantra seiner Vorgängerin Theresa 
May. So habe es das Volk beschlossen, so müsse es umgesetzt werden. Al-
les andere sei undemokratisch. Johnson versucht, sich in England als eine 
Art Winkelried zu inszenieren, der sich im Namen des Volkes mit den 
Eliten anlegt. Das erinnert an den Diskurs, den die SVP in der Schweiz 
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schon lange pflegt. Auch die AfD in Deutschland und die Lega in Italien 
sehen sich als wahre Hüter des Volkswillens. Was ist da dran? Handelt 
das britische Parlament wirklich undemokratisch?

Eher Umfrage als Abstimmung

Johnson beruft sich, wie alle Brexiteers, auf die Volksabstimmung, die 
2016 in Grossbritannien durchgeführt wurde: Am 23. Juni 2016 stimm-
ten 51,9 % der Stimmenden für einen Austritt Grossbritanniens aus der 
EU.2 Klare Sache, sagen auch viele Schweizerinnen und Schweizer: Die 
Briten haben abgestimmt, also muss die Regierung jetzt das Land aus der 
EU hinausführen. Alles andere wäre undemokratisch, eine Missachtung 
des Volkswillens. Gerade auch aus SVP-Kreisen ist immer mal wieder zu 
hören: In der Schweiz sei es nicht möglich, den Volkswillen so krass zu 
missachten. Die britische «Classe Politique» müsse jetzt liefern.

Doch so einfach ist es nicht. Denn mit einer Abstimmung in der Schweiz 
ist das britische Referendum von 2016 nicht vergleichbar. Rechtlich ge-
sehen war es lediglich ein konsultatives Referendum, das nicht bindend 
ist – nicht bindend sein kann, weil der Souverän in Grossbritannien nicht 
das Volk ist, sondern das Parlament. In der Schweiz hätte eine solche 
Abstimmung zudem nie auf diese Weise stattgefunden. Denn zur Ab-
stimmung kam in Grossbritannien keine Gesetzesvorlage, kein ausformu-
liertes Austrittsabkommen, kein Verfassungstext, sondern, wie in einer 
Umfrage, eine simple Frage: «Sollte das Vereinigte Königreich Mitglied 
der Europäischen Union bleiben oder die Europäische Union verlassen?» 
Antwortoptionen: 
O Mitglied der Europäischen Union bleiben 
O Die Europäische Union verlassen

Korrekte Informationen sind Bedingung

Bevor eine Vorlage in der Schweiz der Stimmbevölkerung vorgelegt wird, 
beraten Bundesrat und Parlament darüber. Dazu gehört, dass möglichst 
präzise über Rahmenbedingungen sowie Konsequenzen bei einer An-
nahme oder Ablehnung der Vorlage informiert wird. Weil der Bund im 
Vorfeld der Abstimmung über die so genannte Heiratsstrafe die Zahl der 
Betroffenen falsch dargestellt hatte – betroffen sind nicht 80'000 Paare, 
wie im Abstimmungsbüchlein des Bundes stand, sondern 454'000 Paare), 
erklärte das Bundesgericht die Abstimmung für ungültig. CVP-Politiker 
sahen sich durch die Falschinformation in ihren politischen Rechten ver-
letzt. Das Bundesgericht gab ihnen recht.3

In der Schweiz ist eine Volksabstimmung also nicht nur eingebettet in 
einen politischen Prozess zwischen Bundesrat, Parlament und Stimm-
bevölkerung, der Bund ist auch dazu verpflichtet, die Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürger so korrekt wie möglich zu informieren. In der Bre-
xit-Kampagne war das völlig anders. Es wurde hüben und drüben mit 
Zahlen hantiert, die zum Teil jeglicher Grundlage entbehrten. Berühm-
testes Beispiel ist das Versprechen, durch einen Brexit könne Grossbritan-
nien pro Woche 350 Millionen Pfund sparen. Boris Johnson versah sogar 
einen Bus mit einer entsprechenden Aufschrift und versprach, das Geld 
stattdessen ins Gesundheitssystem zu stecken. Die Zahl war deutlich zu 
hoch angesetzt und sie vernachlässigte auch, dass nicht nur Geld von 
Grossbritannien in die EU fliesst, sondern auch umgekehrt Geld aus der 
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EU nach Grossbritannien. Johnson foutiert sich bis heute nicht darum.

Demokratie ist mehr als das Volk

Gerade das Beispiel der annullierten Abstimmung über die Heiratsstrafe 
zeigt, dass eine Demokratie nicht bloss daraus besteht, dass das Volk qua-
si brüllend seinen Willen artikuliert. Kern jeder Demokratie ist die Ge-
waltenteilung in eine Legislative, welche die Gesetze beschliesst, eine 
Exekutive, welche die Gesetze umsetzt, und eine Judikative, welche Recht 
spricht und die Rechte der Bürgerinnen und Bürger schützt. Eine Person 
darf nur einer der drei Gewalten angehören. Die drei Gewalten sind mit-
einander über genau definierte Prozesse verbunden. Eine wichtige Rolle 
spielen in einer Demokratie die Medien: Sie sorgen für unabhängige 
und kritische Information über die drei Gewalten und ihre Arbeit. Eine 
Demokratie ist also ein komplexes Gebilde. Das Ziel ist es dabei, die Kon-
zentration der Macht bei einzelnen Personen oder Institutionen und den 
Missbrauch von Macht zu verhindern. Ich meine: auch den Missbrauch 
von Macht durch das Volk.

Indem Boris Johnson in Grossbritannien das Parlament in eine Zwangs-
pause schickt, damit es ihm den Brexit nicht verhageln kann, indem er 
missliebige Parlamentarier aus der Partei ausschliesst, tritt er die Demo-
kratie mit Füssen. Auch in Grossbritannien ist die Demokratie ein fein 
austariertes Gebilde mit zum Teil jahrhundertealten Regeln. Wenn Boris 
Johnson sich auf einen unbedingten Volkswillen beruft, schwingt er den 
Vorschlagshammer im Porzellanladen und fügt der Demokratie (absur-
derweise im Namen der Demokratie) grossen Schaden zu. Die Auseinan-
dersetzung nimmt dabei absurde Züge an. So ist in England die Rede von 
einem Kampf zwischen Volk und Parlament. «Das Volk gegen das Parla-
ment» steht auf Schildern, die Brexeteers vor dem Parlamentsgebäude 
tragen. Das ist absurd. Denn das Parlament ist vom Volk gewählt worden 
– und zwar deutlich nach der Abstimmung über den Brexit.

Demokratie ist ein Prozess

Auch in der Schweiz gilt: Demokratie ist nicht einfach Herrschaft des 
Volkes. Demokratie ist ein Prozess zwischen verschiedenen Institutionen. 
Zentraler Bestandteil ist dabei die öffentliche Auseinandersetzung: die 
Debatten im Parlament, die kritische Diskussion von Gesetzesvorlagen 
und der Regierungsarbeit durch die Medien und in der Öffentlichkeit. 
Diese Auseinandersetzung kann nur stattfinden, wenn sich die Teil-
nehmer gegenseitig respektieren. Wer in einer Demokratie einer ganzen 
Institution den Mund verbietet, wie das Boris Johnson mit dem Parla-
ment gemacht hat oder wie es Donald Trump mit den Medien zu machen 
versucht, der hat die Demokratie nicht verstanden. Denn Demokratie ist 
mehr als das Volk.

Basel, 6. September 2019, Matthias Zehnder mz@matthiaszehnder.ch
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